
Eine ungewöhnliche Verhütungspanne hat
bei Münchner Eltern zu einem Zwillings-
pärchen geführt. Dafür muss der Hausgy-
näkologe nun 90 000 Euro Schadenersatz
bezahlen. Die Eltern, die bereits zwei Kin-
der hatten, sehen den ungeplanten Nach-
wuchs zwar als glückliche Bereicherung,
mussten ihr Leben aber massiv umkrem-
peln. Der Frauenarzt ließ sich nun vor dem
Landgericht München I auf eine Kompro-
misslösung ein: Da er nicht beweisen konn-
te, ein Hormonstäbchen zur Langzeitver-
hütung korrekt implantiert zu haben, er-
klärte er sich freiwillig zur Zahlung bereit.

Zwei liebe Kinder, eine schöne Dachwoh-
nung und ein akzeptables Einkommen –
dazu zwei Autos, wenn auch nicht mehr
ganz taufrisch. Für ein Münchner Ehepaar
war die Welt 2011 in Ordnung. Weil die Ehe-
leute die Familienplanung mit zwei da-
mals drei und fünf Jahre alten Sprößlingen
als abgeschlossen betrachteten, ging die
32-jährige Frau zu ihrem Gynäkologen.
Der riet ihr zu einem „Implanon“ Hormon-
stäbchen. Dieses Verhütungsmittel wirkt
ähnlich wie die Pille, muss aber nicht täg-
lich eingenommen werden: Ein Kunststoff-
stäbchen, indem sich der Wirkstoff Eton-
ogestrel befindet, wird mit einer Spritze im

Oberarm unter der Haut platziert, wo es
gleichmäßig Hormone freisetzt.

Bald darauf fühlte sich die Frau seltsam
schlapp und litt unter Schwindelgefühlen.
Der Arzt führte das bei mehreren Telefona-
ten auf die Hormonwirkung zurück. Vier
Monate später stellte der Doktor eine Zwil-
lingsschwangerschaft fest. Wie das passie-
ren konnte, wird für immer ein Rätsel blei-

ben. Untersuchungen ergaben, dass das
Hormonstäbchen unauffindbar war. Auch
der Wirkstoff war im Blut nicht nachweis-
bar. Im August 2012 kamen durch Kaiser-
schnitt ein Bub und ein Mädchen zur Welt.

Die Eltern hatten bis dahin in einer aus
zwei kleineren Wohnungen zusammenge-
legten 160 Quadratmeter großen Dachwoh-
nung gelebt. Beide Eheleute waren voll be-
rufstätig und teilten sich auch den Haus-
halt. All das war nun nicht mehr möglich:
Die Wohnung musste wieder zurückge-
baut und eine neue gesucht werden, zumal
der Weg für die nunmehr sechs Personen
unters Dach im dritten Stock ohne Lift zu
beschwerlich war. Die Frau musste beruf-
lich pausieren, ein 20 Jahre alter Mercedes
wurde schweren Herzens verkauft und ein
praktischer Koreaner angeschafft.

Die Eltern warfen nun dem Arzt vor, das
Implanon-Stäbchen nicht korrekt einge-
setzt zu haben. Möglicherweise wurde es
beim Zurückziehen der Kanüle wieder ent-
fernt. Vor Gericht betonte Rechtsanwältin
Beate Steldinger immer wieder, dass die El-
tern mit den beiden weiteren Kindern kei-
neswegs unglücklich sind: „Sie erfreuen
sich vielmehr jeden Tag an ihren nunmehr
vier Kindern – eine sechsköpfige Familie

entsprach jedoch nicht deren Lebenspla-
nung, die sie mit der sichersten zur Verfü-
gung stehenden Verhütungsmethode um-
setzen wollten.“

Ein vom Gericht beauftragter Sachver-
ständiger aus Kiel sah zunächst keinen Be-
handlungsfehler. Die Klägeranwältin be-
auftragte daraufhin einen Experten aus
Freiburg mit einem weiteren Gutachten.
Dieser Professor sagte, dass ein Produkt-
fehler auszuschließen sei – genauso wie

ein unbemerktes Herausfallen des Stäb-
chens oder ein Abtransport durch die Blut-
gefäße. Es sei davon auszugehen, dass es
tatsächlich vom Gynäkologen gar nicht ein-
gebracht wurde und somit ein fehlerhaftes
Vorgehen des Arztes vorliege.

Die 9. Zivilkammer stellte daraufhin
fest: „Das Geschehen ist rätselhaft.“ Es
spreche tatsächlich einiges dafür, dass
dem Arzt ein Fehler passiert sei. Deshalb
sei dieser nun in der Pflicht, das Gegenteil
zu beweisen. Da dies aber nahezu unmög-

lich sein dürfte, regte das Gericht zunächst
die Zahlung von rund 60 000 Euro an. Das
lehnte die Anwältin als zu wenig ab. „Eine
Abtreibung oder eine Abgabe der Kinder
zur Adoption wäre für die Eltern niemals in
Betracht gekommen“, erklärte Anwältin
Steldinger. „Dennoch führte hier ein fehler-
haftes Vorgehen des Gynäkologen zu einer
ungewollten Schwangerschaft, die zweifel-
los zu einer finanziellen Mehrbelastung
der Familie geführt hat. Nicht die Kinder
sind der Schaden, sondern die Mehrbelas-
tung der Familie. “ Schließlich einigte man
sich auf 90 000 Euro.

Die Eheleute, die keine Rechtsschutzver-
sicherung haben, hatten für ihre Klage Rü-
ckendeckung durch eine Prozessfinanzie-
rungsgesellschaft suchen müssen. Denn
solche Arzthaftungsverfahren sind oft mit
einem erheblichen Kostenrisiko verbun-
den. In diesem Fall hätten die klagenden
Eheleute das finanzielle Risiko von rund
20 000 Euro alleine nicht auf sich genom-
men. Allerdings wird der Finanzierer nun
einen Teil des Geldes bekommen – den El-
tern werden unter dem Strich etwa die
vom Gericht ursprünglich vorgeschlage-
nen 60 000 Euro bleiben.
 ekkehard müller-jentsch

Wenn Kinder lieb und teuer sind
Ein Paar bekommt ungewollt Zwillinge und wird so zur sechsköpfigen Familie – nun muss der Gynäkologe 90 000 Euro Schadenersatz zahlen

„Nicht die Kinder sind der
Schaden“, sagt die Anwältin. Es
geht um die finanzielle Belastung

Ein Hormonstäbchen wie dieses sollte die
Schwangerschaft verhindern.  FOTO: DPA
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